
Suchergebnisse: Organisation

1120 – Hugo von Payns gründet in Jerusalem den ersten Geistlichen Ritterorden

Jerusalem * Hugo von Payns gründet - mit acht weiteren französischen Rittern - in Jerusalem den

ersten Geistlichen Ritterorden.       Der hauptsächliche Zweck des Ordens besteht im Aufbau

einer einheitlichen Organisation, die eine wirksame Polizeigewalt ausüben kann.   Die Ritter

haben die Sicherheit der Straßen und Wege zu gewährleisten, die heiligen Stätten sowie das

Kirchengut zu schützen und bei Übergriffen auf den kirchlichen Besitz als Rächer aufzutreten.  

Ganz oben in der Aufgabenliste steht aber der militärische Schutz der christlichen Pilger, die von

der Küste nach Bethlehem oder Jerusalem und von dort weiter nach Jericho und zur Taufstätte

Jesu am Jordan wollen.    Herumziehende Räuberbanden machen diesen Schutz notwendig.     

Die Initiative zur Gründung des militärisch-mönchischen Ordens geht von den Rittern selbst aus.  

 Doch als sich Ritter Hugo von Payns mit seinen Gefährten zusammenschließt, haben sie weder

eine feste Bleibe noch eine Kirche. König Balduin II. von Jerusalem gibt ihnen Räume dicht bei

der Stätte des alttestamentarisch-herodianischen Tempels neben dem Palast des Königs.

Dadurch ist der ehemalige Tempel Salomons das Hauptquartier des Ordens und soll der

Rittergemeinschaft den Namen geben.    Zunächst nennen sie sich „Pauperes Commilitones

Christi templique Salomonis“, also „Arme Ritter Christi vom Tempel Salomonis“ oder kürzer

„Fratres militiae templi“. Das heißt übersetzt: „Ritter vom Tempel“. Die Mitglieder der

mönchischen Rittergemeinschaften müssen bei ihrer Aufnahme dazu die Gelübde der Armut, der

Keuschheit und des Gehorsams ablegen. Zwar wird von den wohlhabenderen Pilgern für den

Schutz der Templer in Form von Schenkungen bezahlt. Dennoch sind die Anfänge der neu

gegründeten Rittergemeinschaft noch von Armut gezeichnet.

1213 – Die Leprosen Münchens erhalten eine Stiftung

München * Die Leprosen selbst - nicht das Leprosenhaus am Gasteig - werden mit einer Stiftung

des venezianischen Kaufmanns Berhardus Teutonikus an die „malsani de Munich“, die Leprosen

Münchens, bedacht. Das setzt eine Organisation voraus, weshalb man auch auf das

Vorhandensein eines Leprosenhauses schließt.

1223 – Papst Innozenz III. bestätigt die Ordensregel der Franziskaner schriftlich
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Rom-Lateran * Nachdem der Franziskanerorden bereits in vielen Teilen Europas -

möglicherweise auch schon in München - Anhänger gefunden hat, bestätigt Papst Innozenz III.

die Ordensregel schriftlich. Nicht aber ohne zuvor noch Änderungen vorzunehmen. So werden

beispielsweise die Wanderpredigten verboten und es muss eine Organisation, verbunden mit

dem Entstehen einer Ordenshierarchie, aufgebaut werden.

21. August 1403 – Die künftige Machtverteilung wird neu festgelegt

München * Nach heftigen Bürgerunruhen in München werden im sogenannten Wahlbrief die

Grundlagen für die künftige Machtverteilung und des bürgerlichen Mitspracherechts neu

festgelegt.   Einungen bezeihungsweise Zünfte werden verboten, Bestehende aufgelöst. Die

Münchner Handwerkerverbände nehmen bis zum Ende des 18. Jahrhunderts keine politischen

Funktionen mehr wahr. Durch eine straffe Gewerbeorganisation und -kontrolle stabilisiert der Rat

seine Position.

1484 – Ein früher Entwurf einer Münchner Brauordnung

München * Aus diesen Jahren stammt ein Entwurf einer Münchner Brauordnung. Als Begründung

für das Entstehen dieses Entwurfs nennen die Verfasser Missstände im Bräuamt und zahlreiche

Beschwerden darüber.       Die städtischen Gesetze umfassen die Organisation des Handwerks,

die Herstellung des Produkts vom Einkauf der Rohstoffe bis zur Fertigung des Produkts und

dessen Vertrieb.   Zudem finden sich in diesem ratsherrlichen Entwurf Anweisungen zum

Bierpreis und zur Biersorte.      Die städtische Obrigkeit tritt eindeutig für die Interessen der

Verbraucher ein.

14. Oktober 1485 – Herzog Albrecht IV. erlässt eine neue Brauordnung

München * Herzog Albrecht IV. erlässt eine neue Brauordnung. Er übernimmt darin größtenteils

die städtischen Gesetze, die um das Jahr 1484 durch den Rat der Stadt München erlassen

worden sind. Die herzogliche Brauordnung regelt vornehmlich die Organisation des Münchner

Braugewerbes.

19. Oktober 1563 – In Rom wird die Marianische Kongregation gegründet
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Rom * In Rom wird die Marianische Kongregation als Schwesterorganisation des

Jesuitenordens gegründet. Ihren Ursprung hat die Marianische Männerkongregation im

römischen Jesuitenkolleg, wo der flämische Jesuit Jean Leunis eine Studentengemeinschaft

bildet, um den Erziehungsauftrag des Kollegs: „Die Einheit von Leben und Glauben in einer

persönlichen Bindung an Jesus Christus unter dem Schutz der himmlischen Mutter zu finden“

weiter zu vertiefen. 

26. Mai 1688 – Türkische Kriegsgefangene als Sesselträger

München - Au * Eine Gruppe der türkischen Kriegsgefangenen muss als Sänftenträger dienen.

Die Sesselträger bilden eine eigene Organisation, an deren Spitze ein einheimischer

Sesselmeister steht, der für den funktionierenden Ablauf verantwortlich ist und für das

Wohlergehen seiner Untergebenen zu sorgen hat.  Damit der Sesselmeister Christoph Wegele

nicht nach Gutdünken mit seinen Beschäftigten umspringen kann, erhält er am 26. Mai 1688

genaue Instruktionen, die alles, von der Verpflegung bis zur Entlohnung, regeln. 

1690 – Fortunatus Hueber, ein wortgewaltiger und hochgebildeter Prediger

Berg am Laim * Zu den bedeutendsten Vertretern der Franziskaner gehört der aus Neustadt an

der Donau stammende  Fortunatus Hueber, ein wortgewaltiger, hochgebildeter und erfahrener

Ordensmann und Prediger, der in mehrere hohe Ämter berufen wird.      Ihn erwählt der

22-jährige Kölner Erzbischof und Kurfürst Joseph Clemens für die Organisation, Werbung und

Betreuung der von ihm am 8. Mai beziehungsweise am 29. September 1693 gegründeten

Michaels-Bruderschaft und des Michaels-Ritterordens.

1. Mai 1776 – Johann Adam Weishaupt gründet den Geheimbund der Illuminaten

Ingolstadt * Der Ingolstädter Professor für Kirchenrecht und praktische Philosophie, Johann Adam

Weishaupt, gründet den Geheimbund der Illuminaten, dem ein Großteil der baierischen

Beamtenschaft, zahlreiche Mitglieder der Landstände und Geistliche angehören und dessen Ziel

die Errichtung eines fürsten- und religionslosen Weltstaates ist.&nbsp;    Die Vereinigung hat von

den Freimaurern&nbsp;wesentliche aufklärerische Grundpositionen, Organisationsformen und

Rituale übernommen. Weishaupts Motive bewegen sich durchaus in die Richtung eines

gesellschaftspolitischen Umsturzes.    Auch Maximilian Joseph von Montgelas gehört den

Illuminaten&nbsp;unter dem Ordensnamen „Musäus“ an. Obwohl der Freiherr zum „Illuminatus
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maior“ aufsteigt, spielt er innerhalb des Geheimbundes&nbsp;nie eine größere Rolle.&nbsp;

7. Februar 1788 – „Memorandum zur Neuorganisation der baierischen Armee“

München * Sir Benjamin Thompson legt Kurfürst Carl Theodor ein „Memorandum zur

Neuorganisation der baierischen Armee“ vor.&nbsp;Hauptziel und der Zweck der Reform „ist eine

gute Armee bei geringen Kosten“.&nbsp;    Der begeisterte Baiernherrscher ernennt den Urheber

der Reformvorschläge zunächst zum Oberst.

Januar 1789 – Pläne zur Errichtung eines Militärischen Arbeitshauses

München - Au * Sir Benjamin Thompson stellt im Rahmen seiner Militär-Reorganisationseine

finanziell vielversprechenden Pläne zur Errichtung eines Militärischen Arbeitshauses vor.

30. September 1796 – Freiherr von Montgelas erarbeitet das umfangreiche Ansbacher Mémoire

Ansbach * Freiherr Maximilian Joseph von Montgelas legt Herzog Max Joseph von

Pfalz-Zweibrücken das „grundlegende Reformprogramm für die künftige Regierung des

Kurfürstentums Baiern“ vor. Es trägt entscheidend zur Vertiefung des Vertrauensverhältnisses

zwischen dem Herzog und dem Freiherrn bei.    Das Ansbacher Mémoire ist ein Konzept zur

Anpassung der baierischen Verfassungs- und Verwaltungsverhältnisse an die Gegebenheiten der

neuen Zeit. Auf sieben eigenhändig geschriebenen Doppelblättern beschreibt Montgelas die

herrschenden Verhältnisse in Baiern und schlägt gleichzeitig Maßnahmen vor, die - nach seiner

Meinung - für eine effektive und nach den Gesichtspunkten der Aufklärung gebildete

Staatsverwaltung notwendig sind. Im Kern der Reformen fordert der Freiherr         eine klar

gegliederte Ministerialorganisation mit abgegrenzten Zuständigkeiten,   eine neue

Verwaltungsgliederung mit einheitlichen Instanzenwegen in Gesamtbaiern;   eine gut

ausgebildete, unbestechliche, ausreichend bezahlte und sozial abgesicherte Beamtenschaft;   die

steuerliche Gleichbehandlung aller Menschen;   die Unabhängigkeit der Richter,   die Trennung

von Justiz und Verwaltung,   die Überantwortung aller judikativen Bereiche in staatliche

Oberaufsicht,   die Reform des Straf- und Zivilrechts;   die Möglichkeit für die Bauern, adeliges

Obereigentum an Grund und Boden abzulösen;   die Beschränkung der Kirche auf den religiösen

Bereich,   die Aufhebung der Bettelorden und die bessere Nutzbarmachung der Klöster;   die

religiöse Toleranz;   die Aufhebung der Zensur;   die Verbesserung der Universitäten und

Schulen.    In einer übergeordneten Instanz soll die Zusammenarbeit der Ministerien gefördert
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werden und eine Koordination der Einzelmaßnahmen erfolgen.       Am Ende steht ein

geschlossenes Staatsgebiet, in dessen Ministerien sich alle staatliche Macht vereint.    Darüber

hinaus will Montgelas ein baierisches, patriotisches Empfinden wecken, um die örtlichen

Gebundenheiten des Einzelnen abzulösen und statt dessen eine Identifikation mit dem

Kurfürstentum, später Königreich, herbeiführen.    Die Forderung nach einer Volksvertretung -

nicht nur einer Ständeversammlung - wiederholt Montgelas im Ansbacher Mémoire nicht

mehr. Wohl aber die Gleichheit aller vor dem Gesetz und die Abschaffung der Steuerprivilegien

des Adels. Seine Adelspolitik nimmt später weitaus konservativere Züge an, vor allem nachdem

er im Jahr 1803 selbst Grundbesitz erworben hat.

27. Januar 1798 – Neuorganisation des gesamten Polizeiwesens in München

München * Die Polizeioberdirektion wird wieder aufgehoben und die Neuorganisation des

gesamten Polizeiwesens der Haupt- und Residenzstadt an Sir Benjamin Thompson als

Polizeidirektor übertragen.

9. März 1804 – Friedrich Ludwig Sckell übernimmt die Hofgartenintendanz in München

München * Friedrich Ludwig Sckell übernimmt die extra für ihn geschaffene

Hofgartenintendanz mit Sitz in München. Zu diesem Zeitpunkt ist der Englische Garten bereits

weitgehend angelegt.    Freiherr Reinhard von Werneck wird seiner Stellung als Direktor des

Englischen Gartens enthoben. Er wird vom Kurfürsten zum Trost zum Generalmajor á la

suite befördert und mit der Reorganisation des Kadettenkorps in München beauftragt.    Für den

Englischen Garten treten nun ökonomische Gesichtspunkte zugunsten der Anlage eines

großflächigen Landschaftsgartens in den Hintergrund. Friedrich Ludwig Sckell legt aus diesem

Grund einen Plan A an, der den vom ihm vorgefundenen Zustand der Gartenanlage festhält.

3. April 1807 – Mandat zur Neuorganisation des Bürgermilitärs

München * Das „Mandat über die Uniformierung und Organisation des bürgerlichen Militärs in den

Städten, Flecken und Märkten des Königreichs“ wird erlassen.&nbsp;Es bildet eine allgemein

verbindliche Rechtsgrundlage für den Wach- und Sicherheitsdienst des Bürgermilitärs, denn

bisher hatten die Bürger diese Aufgabe ja freiwillig erfüllt.&nbsp;    Wichtigster Punkt für den Staat

ist die neue allgemeine Musterungspflicht aller Bürger zum Bürgermilitär.&nbsp;Untaugliche

müssen eine Wehrersatzgebühr&nbsp;bezahlen.&nbsp;Als Gegenleistung gesteht der Staat den
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Offiziers- und Unteroffizierskorps&nbsp;der einzelnen Waffengattungen des

Bürgermilitärs&nbsp;ihre Ergänzung und Beförderung zu höheren Chargen zu.       Über die

Aufgabe des Bürgermilitärs&nbsp;sagt das Mandat&nbsp;folgendes:&nbsp;„[...] Nie kehrt der

Bürger seine Waffen gegen den äusseren Feind.&nbsp;   Seine Bestimmung bleibt

ausschliessend, den friedlichen, rechtlichen Einwohner zu beschützen, und die Wirkungen des

Gesetzes gegen polizeiliche Vergehungen und das Verbrechen zu unterstützen.&nbsp;   Er

übernimmt demnach bei dem Abzuge der Feldregimenter aus den Garnisonen den Dienst

daselbst, besorgt denselben in jenen Städten, wo keine gewöhnliche Garnison liegt, für

beständig, um durch auszusendende Sicherheits-Patrouillen die Umgebungen vor allem, der

öffentlichen Ruhe und Sicherheit gefährlichen Gesindel rein zu halten.“      Das unmittelbare

Kommando über das lokale Bürgermilitär&nbsp;hat der jeweils ranghöchste beziehungsweise

rangälteste Bürgeroffizier.&nbsp;Dieser untersteht wiederum in einer Garnisonsstadt&nbsp;der

militärischen Stadtkommandantschaft, ansonsten dem zivilen Landrichter&nbsp;oder

Polizeidirektor.    Der Vorschlag für ein Pferderennen&nbsp;aus Anlass der

Kronprinzenhochzeit&nbsp;(1810) kommt aus den Reihen der Königlich-Baierischen

Nationalgarde III. Klasse.&nbsp;Diese entwickelte&nbsp;sich aus dem Städtischen

Wehrwesen.&nbsp;    Dieses Münchner Bürgermilitär&nbsp;gehört nicht im eigentlichen Sinne

zur Münchner Garnison.&nbsp;Die traditionelle Abgrenzung von Armee&nbsp;und

Bürgertum&nbsp;beziehungsweise von Garnison&nbsp;und Bürgerwehr&nbsp;bleibt bis weit ins

19. Jahrhundert bestehen.

November 1807 – Napoleon beauftragt Montgelas mit dem Statut für den Rheinbund

München - Mailand - Paris * Minister Maximilian Joseph von Montgelas wird von Napoleon bei

einem Treffen in Mailand aufgefordert, einen Entwurf für ein Fundamentalstatut für den

Rheinbund auszuarbeiten. Vorgegeben sind die wichtigsten Grundzüge, wie eine

Bundesorganisation und die Regelung der Handelsbeziehungen sowie die Einführung des „Code

Napoléon“.      Der von Montgelas ausgearbeitete und in Paris vorgelegte Entwurf beinhaltete nur

ein absolutes Mindestmaß an Kompetenzen für den Rheinbund, der lediglich als lockerer Bund

souveräner Staaten mit gemeinsamen Aufgaben auf militärischem Gebiet konzipiert ist.      Da

Napoléon mit dem baierischen Entwurf nicht besonders einverstanden ist, beauftragt er seinen

Außenminister mit einem neuen, wesentlich zentralistischer gestalteten Konzept. 

1809 – Die freiwillige Bürgerwehr wird in die Nationalgarde eingegliedert

München * Durch eine Neuorganisation des Militärs wird die bisher freiwillige Bürgerwehr nach
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französischem Vorbild in die dreigliedrige Nationalgarde eingegliedert.       Die Nationalgarde I.

Klasse bildet das Stehende Heer,   die II. Klasse wird zur Landesverteidigung innerhalb des

Königreichs verpflichtet.   Die Nationalgarde III. Klasse ist die ehemalige Bürgerwehr. Sie

untersteht jetzt den staatlichen Behörden für polizeiliche Aufgaben.      Seit dem Spätmittelalter

hatte die Bürgerwehr in zunehmenden Maße repräsentative Funktionen bei festlichen

Anlässen der Städte und des Fürstenhauses wahrgenommen. Die vornehmsten Aufgaben -

Ehrengeleit und Ehrenwache für höchste Herrschaften blieb der Bürger-Kavallerie vorbehalten.

Eine Kavallerie-Division gibt es - neben dem Invanterie-Regiment und der Artillerie-Kompanie -

auch in München.    Sie wird unter ihrem Major Andreas von Dall‘Armi das Pferderennen aus

Anlass der Hochzeit von Kronprinz Ludwig I. und Prinzessin Therese von

Sachsen-Hildburghausen austragen.    Eine „Schicki-Micki-Armee“.

14. Oktober 1810 – Kronprinz Ludwig wird Generalgouverneur des Inn- und Salzachkreises

München - Salzburg * König Max I. Joseph ernennt Kronprinz Ludwig I. zum Generalgouverneur

des Inn- und Salzachkreises mit Sitz in Innsbruck. Er wird mit seiner Frau Therese im Schloss

Mirabell in Salzburg wohnen.    Die Ernennung soll nicht zuletzt dazu dienen, den Kronprinzen mit

den Verwaltungsgeschäften vertraut zu machen. Außerdem will ihn sein Vater in Distanz zur

Regierungszentrale in München halten, um Auseinandersetzungen zwischen dem

Kronprinzen und dem Außen-, Innen- und Finanzminister Maximilian Joseph Freiherr von

Montgelas, die sich beide nicht sonderlich mochten, zu vermeiden.    Der Super-Minister hat eine

Menge Arbeit mit der Reorganisation des neuen Staates, um tiefgreifende Reformen und um die

Schaffung eines einheitlichen Beamten- und Verwaltungsstaates. Gegen seine Aufgabe ist die

Deutsche Wiedervereinigung ein Kinderspiel.    Eine wichtige Voraussetzung für die zentralistisch

geführte Verwaltung war die Vereinheitlichung der Maße und Gewichte. So gibt es alleine 93

verschiedene Flüssigkeitseinheiten, die anno 1809 durch die Einführung der baierischen

Maaß ersetzt werden. Das Baierische Maaß fasst 1.069 Kubikzentimeter und wird

Mass ausgesprochen.

7. Dezember 1816 – Der päpstliche Konkordatsentwurf wird für unannehmbar erklärt

München * Der päpstliche Konkordatsentwurf wird für „unannehmbar“ erklärt.      Noch während

der Regierungszeit des Grafen von Montgelas wurden Verhandlungen mit der päpstlichen

Administration über die Neuordnung der Kirchenverhältnisse in die Wege geleitet. Anno 1807

stellte man die Gespräche ein, bis im Jahr 1816 der Bayerische Gesandte beim Heiligen Stuhl,

Bischof Kasimir Freiherr von Häfflein, in neue Konkordats-Verhandlungen eintrat.      Da aber die
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Positionen der bayerischen Regierung und dem wieder erstarkten, selbstbewussten Papsttum nur

schwer zu vereinbaren sind, schlägt Bayern als einzigen Gegenstand der Verhandlungen       die

Neufestsetzung der Diözesangrenzen und    die Regelung zur Besetzung der Bischofsstühle vor.

       Die Grenzen der Diözese stimmen nicht mit den Landesgrenzen überein, weshalb Bayern

eine geschlossene territoriale Kirchenorganisation will und auf einen maximalen Einfluss bei der

Besetzung der Bischofsstühle und damit indirekt auch auf die Pfarreien drängt. Eine Preisgabe

der bisher ausgeübten staatlichen Kirchenhoheit kommt für die Regierung Montgelas nicht in

Frage. 

3. Oktober 1819 – Die Stadt München übernimmt die Organisation des Oktoberfestes

München-Theresienwiese * Nachdem mit dem Gemeindeedikt vom 17. Mai 1818 die

Selbstverwaltung der Städte und Gemeinden wieder hergestellt worden war, übernimmt die Stadt

München die Organisation und Finanzierung des Oktoberfestes.    Der Beginn des

Oktoberfestes wird auf den ersten Oktober-Sonntag vorverlegt. Für das Ende wird der 12.

Oktober, der Namenstag des Königs, festgelegt.    Eine städtische Tribüne wird direkt gegenüber

dem Königszelt aufgebaut, um - sozusagen auf gleicher Augenhöhe mit dem Herrscherhaus - das

Festgeschehen beobachten zu können. 

12. Oktober 1819 – Das erste von der Stadt selbst organisierte Oktoberfest endet

München-Theresienwiese * Das erste von der Stadt München selbst organisierte und finanzierte

Oktoberfest endet am Namenstag von König Max I. Joseph. Die Stadt gibt für das

Oktoberfest 1.165 Gulden aus. Diesen stehen lediglich 346 Gulden Einnahmen gegenüber.

1851 – Eine Studie zur Neuorganisation des Löschwesens

München * König Max II. gibt eine Studie zur Neuorganisation des Löschwesens in Auftrag.

11. Juli 1864 – Einer der ersten Konsum-Organisationen Deutschlands

München * Die I. Ordentliche Generalversammlung des Konsumvereins von 1864 findet statt. Er

ist einer der ersten Konsum-Organisationen Deutschlands. Der Mitgliedsbeitrag wird auf 4 Gulden

festgesetzt. Das erste Lager eröffnen die Gründungsmitglieder am Frauenplatz. 
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9. August 1870 – Die Eisenbahn hat die entscheidende Rolle für den Kriegsverlauf

Pfalz - Saarland • Deutschen Eisenbahnen befördern mit insgesamt 1.500 Zügen bis zum 9.

August 640.000 Soldaten und 170.000 Pferde an die Aufmarschplätze. Anders ist dies in

Frankreich, das im Jahr 1870 über das wohl modernste Eisenbahnnetz Europas verfügt. Doch

was die Organisation der Truppentransporte betrifft, befindet sich das Land auf dem Stand von

1859. Bleibt festzustellen, dass von Mitte Juli bis Anfang August 1870 die Eisenbahn die

entscheidende Rolle für den Kriegsverlauf hatte und der preußische Fahrplan besser war. 

1875 – Der moderne Antisemitismus breitet sich aus

München * Obwohl die jüdische Bevölkerung in München weniger als zwei Prozent der

Einwohner ausmacht, stößt ihr wachsender Einfluss und ihr gesellschaftlicher Erfolg bei manchen

Menschen auf Ablehnung.  Ab den 1870er-Jahren breitet sich der moderne Antisemitismus aus.

Mithilfe pseudowissenschaftlicher Rassentheorien werden Juden diskriminiert und als Bedrohung

für die deutsche Gesellschaft dargestellt. Gleichzeitig entstehen antisemitische Parteien und

Organisationen.

1878 – Sozis verbieten - Sozialgesetzgebung ankündigen

Deutsches Reich * Alle sozialistischen oder sozialdemokratischen Organisationen werden

verboten.   Zugleich wird eine Sozialgesetzgebung angekündigt, welche die Arbeiter gegen

Unfälle, Krankheiten und Altersarmut absichern soll.

21. Oktober 1878 – Gesetz gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie

Berlin - Deutsches Reich - München-Au * Da die Zahl der Anhänger der sozialistischen

Arbeiterbewegung ständig wächst und von Wahlerfolg zu Wahlerfolg eilt, setzt Reichskanzler Otto

von Bismarck das Gesetz gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie in

Kraft.    Davon unabhängig fördern die Bischöfe die katholischen Werktätigen finanziell und ideell

mit der Organisation von Arbeitervereinen, darunter den Katholischen Arbeiterbund und dem

Kolpingverein. Auch die Josephshäuser in der Hochstraße zeugen von diesen Aktivitaten.   

Während es den sozialdemokratischen Arbeitervertretungen um eine harte Vertretung der

Arbeitnehmerinteressen gegenüber den Unternehmern und dem Staat geht, ist das oberste Ziel

der katholischen Arbeitervereine die „christliche Lebensführung der Arbeiterfamilien“ und die
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Förderung sowie den Erhalt von „Religion und Sittlichkeit bei den Arbeitern“.

26. September 1879 – Wilhelm Marr gründet die Antisemitenliga

Hamburg * Der Journalist Wilhelm Marr gründet die Antisemitenliga. Sie ist die erste

Organisation, die den Begriff „Antisemitismus“ ausdrücklich als politisches Programm verwendet. 

1881 – Spenden sammeln für den Kirchbau

München-Lehel * Unter dem Vorsitz des Kunstmalers und Akademieprofessors Rudolf von Seitz

findet sich ein Bauausschuss für den neuen Kirchenbau im Lehel zusammen, der zunächst die

wichtigsten Fragen klärt.     Es wird ein Kirchenbauverein gegründet, der sich vordringlich um die

Organisation der erforderlichen Geldmittel kümmert.   Durch Spenden kommen 105.000 Mark

zusammen,   die Stadt legte nochmals 100.000 Mark drauf,   auch die Staatskasse gewährt, weil

ja ein sichtbarer Grundstock gelegt ist, einen Zuschuss von 500.000 Mark. Mit dieser scheinbar

großzügigen Summe entledigt sich der Staat jedoch aller künftigen Verpflichtungen der baulichen

Unterhaltung der Kloster- und Pfarrkirche.     Da das geerbte Grundstück für ein solch großes

Vorhaben als Baugrund aber nicht ausreichend war, kauft die Kirchenverwaltung noch das

benachbarte Montgelas-Schlösschen und das Hofbad dazu. Dafür müssen die Lechler natürlich

einen Teil ihres Baukapitals opfern.

6. Dezember 1882 – Durch gezielte Propaganda den kolonialen Gedanken beleben

Frankfurt am Main * Der Deutsche Kolonialverein tritt an die Spitze der kleineren und mittleren

Kolonialorganisationen. Er will durch gezielte Propaganda den kolonialen Gedanken beleben und

fasst die konkrete Einrichtung von Handelsstationen als Ausgangspunkt für größere

Unternehmungen ins Auge. 

20. Februar 1886 – Der zweite Münchner Konsumverein wird gegründet

München-Sendling * Den zweiten Münchner Konsumverein, den „roten“, gründen „elf biedere

Metallarbeiter“ im Sendlinger Maibräu. Der Sendlinger Verein macht den Auern bald harte

Konkurrenz und mausert sich bis zum Ersten Weltkrieg zur größten Konsumentenorganisation

Süddeutschlands.&nbsp;
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28. Juni 1914 – Das Attentat von Sarajevo auf den Erzherzog Franz Ferdinand

Sarajevo * Erzherzog Franz Ferdinand von Österreich-Este und seine Ehefrau, die Herzogin

Sophie von Hohenberg, besuchen die bosnische Hauptstadt Sarajevo. Am Bahnhof besteigen sie

ein offenes Auto und lassen sich damit Richtung Rathaus kutschieren. Schon bald nach der

Abfahrt misslingt ein erster Attentatsversuch mit einer serbischen Handgranate. Franz Ferdinand

kann den Sprengkörper abwehren, sodass er erst hinter dem Auto explodiert. Der Erzherzog

kommt mit dem Schrecken davon, absolviert anschließend seinen Empfang im Rathaus und fährt

danach im offenen Automobil weiter.      Der Wagen des Erzherzogs kommt unmittelbar vor

einem besonders entschlossenen Mitglied des Terrorkommandos zum stehen. Der 19-jährige

Gavrilo Princip schießt mit seiner 9-mm-Pistole zwei Mal. Der erste Schuss trifft die Herzogin

Sophie von Hohenberg in den Unterleib, die zweite Kugel den Erzherzog. Beide Schüsse sind

tödlich.       Gavrilo Princip ist Mitglied der Organisation „Mlada Bosna“ [„Junges Bosnien“], eines

national-revolutionären Netzwerks von Schülern und Studenten.     Der Bund strebt die

Vereinigung von Bosnien-Herzegowina mit dem Königreich Serbien an.     Die selben Ziele

verfolgt auch die Terror-Organisation „Vereinigung oder Tod“, auch bekannt als „Schwarze

Hand“, ein im Jahr 1911 in Belgrad gegründeter serbischer Geheimbund. 

8. Februar 1915 – Der amerikanische Ku-Klux-Klan wird neu gegründet

USA * Der amerikanische Ku-Klux-Klan&nbsp;wird als Massenorganisation&nbsp;neu

gegründet.&nbsp;

7. Januar 1917 – Die Sozialdemokratische Arbeitsgemeinschaft lädt zur Reichskonferenz

Berlin * Der Vorstand der Sozialdemokratischen Arbeitsgemeinschaft - SAG lädt zur ersten

Reichskonferenz der sozialdemokratischen Opposition nach Berlin ein. 138 Delegierte und 19

Reichstagsabgeordnete nehmen daran teil.     Vor allem der Kreis um Karl Kautsky hatte der

SAG-Führung zu diesem Schritt geraten und dabei die Absicht verfolgt, dem Einflussgewinn der

radikalen Linken um Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg durch die Organisation einer

„verantwortlichen Opposition“ zu begegnen. 

8. März 1917 – In Petrograd beginnt die eigentliche Revolution

Petersburg * In Petrograd beginnt die eigentliche Revolution. In den Putilow-Werken wird erneut
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gestreikt, die Streikenden demonstrieren für eine bessere Versorgung, vor allem mit Brot. Gegen

14 Uhr treten die Arbeiterinnen in der Fabrik Ayvas ebenfalls in den Ausstand. Sie demonstrieren

gegen die Brotknappheit und für die Rückholung ihrer Männer von der Front. Den protestierenden

Frauen schließen sich im Laufe des Tages rund 130.000 Arbeiter an.    Dabei schlagen die

Kundgebungen ins Politische um: „Weg mit der Monarchie! Schluss mit dem Krieg!“ steht auf den

Transparenten. Die Lage in Petrograd gerät immer mehr außer Kontrolle. Es kommt zu den

ersten schweren Zusammenstößen zwischen streikenden Arbeitern und dem Militär.     Sehr

schnell gibt es in den Betrieben Wahlen zu Arbeiterräten. Eine Form der Selbstorganisation, die

die Arbeiter schon im Jahr 1905 entwickelt hatten. Daraus entstehen in der Folge Arbeiter- und

Soldatenräte im ganzen Land.

31. März 1917 – Bayerische SPD gegen die drohende Parteispaltung

Nürnberg * Auf ihrer Landeskonferenz&nbsp;in Nürnberg votiert die bayerische SPD gegen die

Gründung von Sonderorganisationen, um den drohenden Bruch der Partei zu verhindern.    „Wird

der Kampf in der bisherigen Weise weitergeführt, so werden sich die Kräfte der Arbeiterschaft

aufreiben, die Feinde der Arbeiterklassen werden freie Bahn bekommen und Steuern und

Industrieorganisationen, Arbeitergesetzgebungen und politische Einrichtungen ihren Wünschen

vollkommen anpassen.“&nbsp;

16. Mai 1917 – Die Münchner USPD wird gegründet

München * Der Verein Unabhängige Sozialdemokratie Stadt und Land wird bei der

Polizeidirektion vereinsrechtlich angemeldet. Der Zweck der Neugründung wird beschrieben als

„die Bestrebungen der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zu

unterstützen, die nach ihren Organisationsgrundlinien in grundsätzlicher Opposition zum

herrschenden Regierungssystem und zur Kriegspolitik der Reichsregierung steht“.    Der

Vorsitzende der Münchner USPD heißt Albert Winter sen..  Die neue Partei wird sofort von der

Polizei überwacht.   Die Münchner USPD hat am Anfang etwa 35 Mitglieder.   Im Vergleich: Die

MSPD zählt in München zum gleichen Zeitpunkt rund 15.000 Mitglieder. 

27. Januar 1918 – Kurt Eisner soll auf der Krupp-Betriebsversammlung sprechen

München-Isarvorstadt * An der USPD-Versammlung in den Kolosseumbierhallen nehmen einige

Vertrauensleute der Krupparbeiter der Bayerischen Geschützwerke teil. Sie fordern Kurt
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Eisner, Sarah Sonja Lerch und Albert Winter sen. auf, am nächsten Tag in der von den

Gewerkschaften und den Mehrheitssozialdemokraten einberufenen Betriebsversammlung zu

sprechen.  Bis dahin gibt es keine Verbindung zwischen der Münchner USPD und den Betrieben.

Erst dadurch - und nicht durch die Organisation der USPD - kommt der Kontakt zu den Arbeitern

der Münchner Rüstungsbetriebe zustande. 

4. Februar 1918 – Gegen Militärdiktatur und Regierungssozialisten

München-Au * Kurt Eisner beschreibt beschreibt die Situation der Januar-Streiks in seinem

Gefängnis-Tagebuch:  „Wir hatten nicht nur die Militärdiktatur gegen uns, sondern auch die

Regierungssozialisten, die die gesamte politische und gewerkschaftliche Organisation fest in

Händen hielten, eine Camorra, die vor keinem Mittel zurückschreckten, um sich selbst in ihrer

verworfenen Stellung zu behaupten.   Wir waren nur ein kleines Häuflein, ohne die Autorität von

Ämtern und Würden, ohne Geld, ohne Presse, ohne die Möglichkeit schriftlicher Propaganda“. 

7. März 1918 – Freier Arbeiterausschuss für einen guten Frieden

München * Der in der Reichsbahnhauptwerkstätte München als Werkzeugschlosser beschäftigte

Anton Drexler ruft den Freien Arbeiterausschuss für einen guten Frieden ins Leben. Die

Gründung erfolgte in Anlehnung an eine fast gleichnamige und gleiche Ziele verfolgende

Organisation in Bremen. Aus dem Freien Arbeiterausschuss für einen guten Frieden wird später

die Deutsche Arbeiterpartei - DAP hervorgehen. .    Es ist eine antisemitische und

antimarxistische Gruppierung, die nie mehr als vierzig Mitglieder zählt und der es um eine

Versöhnung der Arbeiterschaft mit der nationalen Rechten geht. Die bürgerlichen Parteien haben

in ihren Augen versagt und der Marxismus erscheint ihnen für ihre nationalistischen Ziele

ungeeignet. 

17. Juni 1918 – Interner Widerstand gegen die MSPD-Reichstagspolitik

Bayreuth * Der Gautag der nordbayerischen MSPD zeigt, wie sehr die dortigen Organisationen

den bisherigen Kurs des Parteivorstandes kritisch oder gar direkt ablehnend bewerten. Erhard

Auer stößt mit seiner Taktik der nahezu bedingungslosen Unterstützung der Regierung ohne

erkennbare Gegenleistung in seiner eigenen Partei auf zunehmenden Widerstand. In der

verabschiedeten Resolution zur politischen Lage heißt es:    „Wir verlangen daher, dass die

Reichstagsfraktion in Übereinstimmung mit dem Willen der Wählerschaft und mit den
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Forderungen unseres Programms zur Durchsetzung der berechtigten Forderungen des

arbeitenden Volkes nunmehr von der bloßen Kritik dazu übergeht, von den schärfsten

parlamentarischen Machtmitteln Gebrauch zu machen und durch ihre Abstimmungen die

Mitverantwortung für die Politik der Reaktion und des Landraubes abzulehnen.“ 

7. November 1918 – Gemeinsame Forderungen von SPD und USPD formuliert

München * Am Vormittag treffen sich die Veranstalter der Kundgebung, USPD und SPD, im

Gewerkschaftshaus zur Abstimmung des Ablaufs der Massendemonstration. Sie einigen sich auf

einen gemeinsamen, acht Punkte umfassenden Forderungskatalog. Er beinhaltet:       Den

sofortigen Abgang des Kaisers und den Verzicht seines Thronfolgers.   Die Vereidigung des

deutschen Heeres auf die Verfassung.   Die Beseitigung aller Verfassungsbestimmungen, die der

Freiheit des gesamten deutschen Volkes entgegenstehen und den Ausbau Deutschlands zu

einem demokratischen Staatswesen hemmen.   Ausschaltung aller reaktionären Elemente aus

der politischen Verwaltung und völlige Demokratisierung der Verwaltungsorganisation.   Annahme

der Waffenstillstandsbedingungen; grundsätzliche Ablehnung des von den Alldeutschen

propagierten Gedankens der nationalen Verteidigung.   Sofortige Ergreifung aller Maßregeln,

welche die Ordnung, Sicherheit und Ruhe bei Abrüstung und Heimbeförderung der Truppen

verbürgen.   Schaffung wirksamster Garantien für das Beschwerderecht der Soldaten.  

Umfassende soziale Fürsorgemaßnahmen für die Notleidenden; Arbeitslosenversicherung;

achtstündiger Arbeitstag.       Bei der Besprechung hat Kurt Eisner „darauf aufmerksam gemacht,

dass die Massen doch vielleicht etwas anderes wollen als eine Art feierlichen Spaziergangs“. 

8. November 1918 – Kurt Eisner und die Aufgabe der Arbeiterräte

München-Kreuzviertel * In der Eröffnungsrede in der ersten öffentlichen Sitzung des

provisorischen Nationalrates des Volksstaates Bayern erklärt Ministerpräsident Kurt Eisner: „Die

Arbeiterräte sollen die Parlamente der körperlichen und geistigen Arbeiter sein, und, wenn man

demgegenüber erklärt, dass die Nationalversammlung, der Landtag diese Arbeiterräte entbehrlich

machen werde, so behaupte ich: Umgekehrt.  Denn wenn die Nationalversammlung nicht wieder

ausmünden soll in jenen leeren, hohlen Parlamentarismus, dann muss die lebendige Kraft der

Arbeiterräte sich entfalten. Sie sind gleichsam die Organisation der Wähler. Diese Wähler […]

sollen nicht ihren Parlamentariern überlassen, was Kluges oder Törichtes zu tun sie für gut

befinden.“ 
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9. November 1918 – Die Gemeindebeamten stellen ihre Forderungen

München * Vertreter des Zentralverbandes der Gemeindebeamten verhandeln mit Innenminister

Erhard Auer und fordern:       die Aufrechterhaltung der Beamtenrechte,   den Schutz vor

Übergriffen,   ein neues Beamtenrecht,   die Errichtung von Beamtenausschüssen,   die

Heranziehung der Organisation bei der Regelung der Belange der Beamten. 

10. November 1918 – Die Thule-Gesellschaft gründet einen Kampfbund

München-Graggenau * Mitglieder der Thule-Gesellschaft gründen einen Kampfbund, der die

Zerschlagung der Räterepublik mit Waffengewalt zum Ziel hat. Die Leitung übernimmt Freiherr

Rudolf von Sebottendorff selbst.      Diese Nationalisten, Antisemiten und

Deutschnationalen entwickeln eine Doppelstrategie, die maßgeblichen Anteil an der

Zerschlagung der späteren Räteherrschaft hat. Die Thule-Gesellschaft wird zum

Organisationszentrum der Münchner Gegenrevolution und Aktionsgemeinschaften organisieren   

    den Aufbau eines umfangreichen Informations- und Spitzelsystems in allen revolutionären und

kommunistischen Gruppierungen,   die Kontaktaufnahme mit gesprächsbereiten

Sozialdemokraten aus der Provisorischen Regierung und der Parteispitze sowie    die Errichtung

eines illegalen Werbebüros zur Unterstützung bereits existierender nationaler Militärverbände und

zum Aufbau einer eigenen militärischen Organisation. 

10. November 1918 – Die Beamtenorganisationen fordern das Recht auf Mitbestimmung

München - Freistaat Bayern * Die Beamtenorganisationen dringen unmittelbar nach der

Revolution darauf, ihre schon lange vertretene Forderung nach Mitbestimmung der

Beamtenschaft zu verwirklichen.    Vom neuen Volksstaat, der allen seinen Bürgern das „Recht

auf Mitwirkung“ zugestehen will, erwartet man wie selbstverständlich, dass auch den Beamten ein

weitgehendes „Recht auf Mitbestimmung“ zugestanden wird. 

12. November 1918 – Georg Heim und die Bauernbündler

Regensburg - München * Der Bauerndoktor genannte Georg Heim schreibt an Kurt Eisner:  „Sie

haben jetzt ein Vorparlament, Soldatenrat, organisierte Arbeiter und Bauern. Von organisierten

Bauern kann ich nicht sprechen, denn zunächst sind nur Bauernbündler im Bauernrat und einige

willkürlich geladene Bauern. Unsere Arbeit wird ein anderes Gewicht haben, wenn wir als
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Standesorganisation vollwertig dem Vorparlament angehören.“ 

14. November 1918 – Die Revolutionäre werden zur Minderheit

München * Der am ersten Revolutionstag (7. November) in München entstandene

Zentralarbeiterrat hat sich aus dem im Mathäserbräu gewählten Arbeiterrat entwickelt. Er ist

gleichbedeutend mit dem Revolutionären Arbeiterrat, der umgehend die Organisation von

Betriebsräten in München ergreift.    Die Münchner Betriebsräte gaben sich eine

Geschäftsordnung und wählten ihren eigenen Münchner Arbeiterrat. Dieser wird von

Gewerkschaftsführern geleitet. Er beansprucht für sich die legitime Vertretung des Münchner

Proletariats zu sein.    An diesem 14. November zwingt der Münchner Arbeiterrat den

Revolutionären Arbeiterrat zur Annahme der nachstehenden Forderungen:       Die Mitgliederzahl

des Revolutionären Arbeiterrats ist auf fünfzig zu beschränken.   Der Revolutionäre Arbeiterrat

wird sich mit den 550 Vertretern des Münchner Arbeiterrats zusammenschließen.   Diese

vereinigte Körperschaft wird dann einen neuen Zentralarbeiterrat wählen; von dessen fünfzig

Mitgliedern darf der Revolutionäre Arbeiterrat zehn bestimmen.      Innerhalb der Arbeiterräte in

München bilden die Revolutionäre nunmehr eine Minderheit. 

19. November 1918 – Angestelltenräte in den Ministerien einrichten

München - Freistaat Bayern * Die Vereinigten Verbände des bayerischen

Verkehrspersonals fordern ihre angeschlossenen Organisationen dazu auf, bei den einzelnen

Ministerien sofort Angestelltenräte zu errichten und legen dafür Richtlinien vor. 

9. Dezember 1918 – Die Delegierten der Arbeiterräte Bayerns treffen sich erstmalig

München-Kreuzviertel * Die Delegierten der Arbeiterräte Bayerns treffen sich am 9. und 10.

Dezember 1918 erstmalig zu einer zweitägigen Tagung im Gebäude des Bayerischen Landtags.

Sie beratschlagen über       ihre Position zur politischen und wirtschaftlichen Lage Bayerns,     die

Aufgaben der Arbeiterräte-Organisation und   wählen die 50 Vertreter der Arbeiterschaft zum

provisorischen Nationalrat. 

9. Dezember 1918 – Gustav Landauers positive Bilanz zu den Räteorganisationen
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München * Gustav Landauer zieht eine positive Bilanz zur Tätigkeit der Räteorganisationen:     

„Da handelt es sich vor allen Dingen um die Umstellung der Kriegswirtschaft in die

Friedenswirtschaft. Zum Beispiel hat der Zentralarbeiterrat wesentlich dabei mitgewirkt, […]       

dass die Alliiertenwerkstätten sofort in Friedenswerkstätten, in Werkstätten zur Herstellung von

Waggons und Lokomotivteilen umgewandelt werden.    Es ist eine sofortige Einstellung der

Rüstungsbetriebe durchgesetzt worden. Wir haben aber dafür gesorgt und daran mitgearbeitet,

dass eine vierwöchige Kündigungsfrist mit voller Bezahlung der Arbeitslosenunterstützung

inngehalten werden musste.       Wir haben […] mitgearbeitet        an der Versorgung Bayerns mit

Kohle,    an der Verstaatlichung des Lastkraftwagenverkehrs, […]    dass Wagen, Pferde, Vieh,

Gerät aller Art bei uns im Lande bleibt und vor allen Dingen von unseren Produzenten und von

unseren Bauern verwertet wird,    an der Durchführung der 44-Stunden-Woche mit freiem

Samstagnachmittag.“ 

12. Dezember 1918 – Räte als Schule der Demokratie

München-Ludwigsvorstadt * In einer Wahlkampfrede im Mathäserbräu bringt Kurt Eisner seine

inzwischen in allen Passagen durchdachte Einstellung zu den Räten zum Ausdruck:  „Die Räte

sollen die Schulen der Demokratie werden, daraus dann sollen die Persönlichkeiten

emporsteigen zu politischer und wirtschaftlicher Arbeit. Das ist der tiefste Sinn des Sozialismus:

Selbstständigkeit der Gesamtheit.   Die ‚Vertreter‘ der ‚Masse‘ - sie mögen noch so tüchtig sein,

noch so nützliche Arbeit leisten, aber das sind schon die Leute, die emporgekommen sind. In den

Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräten, in der Stadt und auf dem Lande, da kann jeder lernen,

politisch und wirtschaftlich tätig zu sein. Darum, Parteigenossen, stehe und falle ich mit diesem

Gedanken, dass die demokratische Organisation der Massen selbst künftig die Grundlage aller

Entwicklung sein muss. Dort wirkt Idealismus, dort ist freie öffentliche Tätigkeit möglich. Dort gibt

es keine Führer und keine Angeführten, sondern dort lebt die Masse selbst.“ 

13. Dezember 1918 – Die Arbeiter- und Soldatenräte als Störfaktor bezeichnet

Berlin * Dem Reichskanzler Friedrich Ebert geht der Einfluss der Arbeiter- und Soldatenräte zu

weit: „So kann es nicht weitergehen, wir blamieren uns vor der Geschichte und der ganzen Welt.

[…] Das Herum- und Hineinregieren der Arbeiter- und Soldatenräte muss aufhören.“    Schon

zuvor wurde von der Regierung heftige Kritik an den als Störfaktor angesehenen Arbeiter- und

Soldatenräten geübt, bei denen sich um „die Organisationen der Unordnung“ handle. 
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13. Dezember 1918 – Ministerpräsident Kurt Eisner, das Parlament und die Räte

München-Kreuzviertel * Ministerpräsident Kurt Eisner konkretisiert auf der zweiten Sitzung des

Provisorischen Nationalrats sein Konzept über die Zusammenarbeit von Parlament und den

Räten. Dabei stellt er heraus: „Jeder, der arbeitet, also auch jede Organisation von Arbeitenden,

soll nicht nur die persönlichen und beruflich-wirtschaftlichen Interessen vertreten, nicht nur die

Standes- und Gewerbsinteressen, sondern sie soll die gesamte Arbeit eines bestimmten Berufs

in den Dienst der Demokratie stellen.“    Die „produktive Demokratie“ soll im Gegensatz zur

„formalen staatsrechtlichen Demokratie“ nicht nur das „Recht gleicher Teilnahme“, sondern die

„Pflicht gleicher Mitarbeit“, also die „lebendige Teilnahme aller Glieder des Volkes an der

Gesamtheit der Nation“, beinhalten.    „Die Nationalversammlung muss die oberste, souveräne,

gesetzgebende Körperschaft sein, sonst wäre sie ja kein Parlament, kein demokratisches

Parlament. Die künftige Nationalversammlung ist die Gesetzgeberin, die souveräne

Gesetzgeberin, aber in den Räten liegt die moralische Kraft der Massen. Von hier aus soll der

lebendige Geist der Demokratie und des Sozialismus hinüber strömen in das Parlament der

Abgeordneten.“ 

17. Dezember 1918 – Neue Bestimmungen für die Arbeiterräte

München * Die Regierung erlässt Bestimmungen über Organisation und Befugnisse der

Arbeiterräte. Sie lösen die Vorläufigen Richtlinien für die Arbeiter- und Bauernräte ab. Eine

inhaltliche Verbesserung über die Befugnisse der Räte bringen die Bestimmungen nicht. Es bleibt

bei der Vorrangstellung der Behörden.    Die Bestimmungen für die Arbeiterräte bleibt die

rechtliche Grundlage für die Arbeit der Arbeiterräte, bis der Landtag am 21. Mai 1920 das Gesetz

über die Aufhebung der Arbeiterräte beschließt.     Die Anordnung enthält drei wichtige

Sonderbestimmungen, deren Auswirkungen sich auf den ersten Blick nicht gleich offenbaren.       

Soldatenräte sind von den Arbeiterräten völlig zu trennen. Ihre Bezahlung erfolgt ausschließlich

durch den Militärhaushalt.   Die Bauernräte sind mit den Arbeiterräten zusammenzuschließen.  

Nur Arbeiterräte haben das Recht auf staatliche Bezüge. 

30. Dezember 1918 – Verstaatlichung nur für Grundstoffindustrien und für Kraftwerke

München * Vor einer Versammlung von Rätedelegierten führt Kurt Eisner zum Thema

Sozialisierung folgendes aus: „Sie wissen, ich bin der Meinung, dass wir heute die ganze

Industrie auf einmal sozialisieren können. […] Man kann politische Gewalten stürzen, man kann

aber keine wirtschaftliche Organisation durch Revolution aufbauen“.    Eisner schlägt deshalb
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eine Verstaatlichung nur für gewisse Grundstoffindustrien und für Kraftwerke vor. 

5. Januar 1919 – Die Deutsche Arbeiterpartei - DAP wird gegründet

München-Hackenviertel * Eine Woche vor der bayerischen Landtagswahl wird im Fürstenfelder

Hof, in der Fürstenfelder Straße 14, die Deutsche Arbeiterpartei - DAP durch den

Werkzeugschlosser Anton Drexler und den Sportjournalisten Karl Harrer sowie 22 weiteren

Anwesenden gegründet.     Die Deutschen Arbeiterpartei - DAP geht aus dem Münchner Freien

Arbeiterausschuss für einen guten Frieden hervor, der am 7. März 1918 ebenfalls von Drexler

gegründet worden war. Als Vorsitzender der neuen Partei wird Anton Drexler gewählt.     Zu den

ersten Mitgliedern der DAP zählen fast ausschließlich Arbeitskollegen Drexlers aus den

Münchner Eisenbahnwerken. Die ersten Parteiversammlungen finden in Hinterzimmern kleiner

Bierlokale statt. Der wenig begeisternde Redner Drexler hält zumeist kaum motivierende Reden,

die oft in der Geräuschkulisse des Lokals untergehen.    Während der Politische

Arbeiterzirkel eindeutig eine Schöpfung der Thule-Gesellschaft ist, soll die Deutsche

Arbeiterpartei - aus taktischen Erwägungen - als Gründung Anton Drexlers erscheinen.   

Vorbereitet wird die konstituierende Parteiversammlung von einem Dreier-Ausschuss, der sich

aus Harrer, Drexler und Michael Lotter zusammengesetzt. An der eigentlichen Versammlung

nimmt Harrer allerdings nicht teil.     Umgekehrt werden Drexler und Lotter keine Mitglieder der

Thule-Gesellschaft, verkehren aber als ständige Gäste in den Logenräumen im Hotel Vier

Jahreszeiten, wo sie bald auch Personen wie Dietrich Eckart und Gottfried Feder kennenlernen.   

 In den von der Gründungsversammlung angenommenen Richtlinien der Deutschen

Arbeiterpartei heißt es, dass die DAP eine aus „allen geistig und körperlich schaffenden

Volksgenossen zusammengesetzte sozialistische Organisation“ ist. Die Deutsche

Arbeiterpartei will       „die Adelung des deutschen Arbeiters. Die gelernten und ansässigen

Arbeiter haben ein Recht, zum Mittelstand gerechnet zu werden. Zwischen Arbeiter und

Proletarier soll ein scharfer Trennungsstrich gezogen werden. [...]   Das Großkapital ist als Brot-

und Arbeitgeber zu schützen, sofern nicht rücksichtsloseste Ausbeutung des Arbeiters diesem ein

menschenwürdiges Dasein unmöglich macht.    Die DAP sieht in der Sozialisierung des

deutschen Wirtschaftslebens einen Zusammenbruch der deutschen Volkswirtschaft. [...] Darum

darf es nicht Sozialisierung, sondern Gewinnbeteiligung für den deutschen Arbeiter heißen. [...].“  

    Hier zeichnete sich deutlich eine eigentlich mittelständische Orientierung dieser

pseudosozialistischen und antisemitischen Organisation ab.     Die anfallende Parteiarbeit der

zunächst auf München beschränkten winzigen Vereinigung wird im Wesentlichen von dem mit

dem Politischen Arbeiterzirkel nicht identischen Arbeitsausschuss der DAP bewältigt, der in den

Anfängen auch die Führung der Gesamtpartei inne hat und dem im Sommer 1919 neben Anton
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Drexler und Karl Harrer weitere vier Personen angehören. Anton Drexler, der Vorsitzende der

Deutschen Arbeiter Partei - DAP, bleibt es bis zum Juni 1921.

16. Januar 1919 – Erhard Auer erhebt den Anspruch aufs regieren

München * Der bayerische SPD-Vorsitzende Erhard Auer führt auf einer politischen

Versammlung seiner Partei aus: „Eine Klasse kann herrschen, aber nicht regieren; regieren kann

nur eine Organisation.“ Er meinte dabei wohl seine Partei. 

27. Februar 1919 – Das Gesetz über die Bildung einer vorläufigen Reichswehr

Weimar * Die in Weimar tagende Nationalversammlung beschließt das Gesetz über die Bildung

einer vorläufigen Reichswehr mit deutlicher Reduzierung des Heeres von 800.000 auf 100.000

Mann. Die Reichswehr soll künftig aus bestehenden Freiwilligenverbänden und durch die

Anwerbung von Freiwilligen gebildet werden.    Viele der aus dem Heer entlassenen

Frontsoldaten schließen sich daraufhin paramilitärischen, oftmals rechtsradikalen Organisationen

an. 

11. März 1919 – Abkehr von bürgerlicher Demokratie und Parlamentarismus

München * Die Münchner USPD beschließt auf ihrer Generalversammlung eine politische

Kundgebung. In dieser erklärt sie die Abkehr von der bürgerlichen Demokratie und dem

bürgerlichen Parlamentarismus.    Sie sieht nur in den „aus der Revolution elementar

erwachsenen Räten die Organisationsform, die notwendig ist, die Interessen aller produktiv

Schaffenden in politischer und wirtschaftlicher Hinsicht zu vertreten und die kapitalistische

Ordnung in eine sozialistische umzugestalten“. Erforderlich dazu ist „die Eroberung der

politischen Macht durch die Räte“. 

16. April 1919 – Gustav Lanauer distanziert sich von der kommunistischen Räterepublik

München * Gustav Landauer schreibt an den Aktionsausschuss: „Ich habe mich um der Sache

der Befreiung und des schönen Menschenlebens willen der Räterepublik zur Verfügung gestellt;

als der alte Zentralrat von einer Organisation ersetzt worden war, die vom Vertrauen der

Münchner Arbeiterschaft getragen zu sein schien. Sie haben meine Dienste bisher nicht in
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Anspruch genommen.     Inzwischen habe ich Sie am Werke gesehen, habe Ihre Aufklärung, Ihre

Art den Kampf zu führen, kennengelernt. Ich habe gesehen, wie im Gegensatz zu dem, was Sie

,Schein-Räte-Republik‘ nennen, Ihre Wirklichkeit aussieht. Ich verstehe unter dem Kampf, der

Zustände schaffen will, die jedem Menschen gestatten, an den Gütern der Erde und der Kultur

teilzunehmen, etwas anderes als Sie.     Ich stelle also fest - was schon vorher kein Geheimnis

war - , dass die Abneigung gegen eine gemeinsame Arbeit gegenseitig ist. Der Sozialismus, der

sich verwirklicht, macht sofort alle schöpferischen Kräfte lebendig; in Ihrem Werke aber sehe ich,

dass Sie auf wirtschaftlichem und geistigem Gebiet […] sich nicht darauf verstehen.     Diese

Mitteilung bleibt von mir streng privat; es liegt mir fern, das schwere Werk der Verteidigung, das

Sie führen, im geringsten zu stören. Aber ich beklage aufs schmerzlichste, daß es nur noch zum

geringsten Teil mein Werk, ein Werk der Wärme und des Aufschwungs, der Kultur und der

Wiedergeburt, ist, das jetzt verteidigt wird.“ 

16. April 1919 – Bewaffnung und militärische Organisation der Arbeiterschaft

München * Eugen Leviné spricht vor einer Vollversammlung der Räte zur Bewaffnung und der

militärischen Organisation der Arbeiterschaft:    „Es nützt nichts, dass wir die Waffen haben und

nicht auch gleichzeitig alle anderen Sicherungen treffen, um der Situation gewachsen zu sein.

[…] Was wir jetzt durchleben ist nicht eine Periode des plötzlichen Umschwungs, sondern es

beginnt jetzt ein schwerer Kampf, und deshalb müssen wir verlangen, dass alle Mann an Bord

bleiben.“ 

15. Juni 1919 – Hitler absolviert einen Kurs für Propagandaleute

München * Hauptmann Karl Mayr, ein Förderer Adolf Hitlers, lässt neben der politischen

Überwachung der damals über fünfzig Parteien und Organisationen in München durch Agenten

und V-Leute - auch geeignete Soldaten als „antibolschewistisch geschulte Propagandaleute“ für

die „Beeinflussung des Übergangsheeres“ ausbilden.    Auf Vorschlag seiner Vorgesetzten

absolviert Hitler im Juni 1919 den ersten Kurs an der Universität München, wo ihn besonders die

nationalistischen und antisemitischen Schlagworte von Gottfried Feder und Karl von Bothmer

beeindrucken. 

25. November 1919 – Ludwig Siemer gründet den Volksbund für Kunst und Theater

München * Der Reiseunternehmer Ludwig Siemer gründet den Volksbund für Kunst und Theater,
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aus dem später die Theatergemeinde München hervorgehen wird.    Siemer steht der

katholischen Bewegung nahe und betrachtet die politische Linke als Gegner. Deshalb will er den

sozialistischen Kräften auf dem Feld der Kultur etwas entgegensetzen. Er gründet eine

Organisation für Schauspielfreunde, die „die Kunst im Theater und auf allen Gebieten der Kunst

im Sinne volkstümlich-deutscher Kultur und christlicher Lebensauffassung fördern“ will. 

5. Januar 1920 – Soll die Deutsche Arbeiterpartei Loge oder Kampfpartei sein?

München * Karl Harrer verlässt die Deutsche Arbeiterpartei - DAP, in der er als

Reichsvorsitzender über eineinviertel Jahre amtiert hat. Er scheitert an der von Adolf Hitler

angestoßenen Diskussion, ob die Deutsche Arbeiterpartei - DAP eine „Loge oder Kampfpartei“

sein soll.    Hitler verlangt für den damals noch nach demokratischen Regeln tätigen

DAP-Arbeitsausschuss eine straffere Organisation und eine gewisse Autorität, was „jede Form

einer Bevormundung [durch eine] Über- oder Nebenregierung, sei es als Zirkel oder Loge, ein für

allemal“ ausschließt. 

9. Juni 1921 – Karl Gareis wird von Rechtsradikalen ermordet

München-Schwabing * Der USPD- und Fraktionsvorsitzende im bayerischen Landtag Karl Gareis

wird nach einem Vortrag im Mathäserbräu zum Thema „Säkularisierung der Schule“ vor seinem

Wohnort in der Freystraße 1 in Schwabing von einem unbekannten Täter aus dem Hinterhalt

erschossen. Als verantwortlich für diesen Mord gilt die rechtsextreme „Organisation Consul“. Es

ist ein sogenannter „Fememord“. 

26. August 1921 – Matthias Erzberger wird im Schwarzwald ermordet

Bad Griesbach im Schwarzwald * Der ehemalige Reichsminister der Finanzen, Matthias

Erzberger, wird in Bad Griesbach im Schwarzwald ermordet. Die Attentäter sind Heinrich

Tillessen und Heinrich Schütz, die der rechten Organisation Consul, dem Freikorps Oberland und

dem Germanenorden angehören. Den Auftrag zu diesem politischen Fememord gab ihnen der

Kapitänleutnant Manfred von Killinger im Monat des Anschlags. 

18. Oktober 1921 – Ex-König Ludwig III. stirbt in seinem ungarischen Exil Sárvár
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Sárvár * Der abgesetzte König Ludwig III. stirbt in seinem ungarischen Exil Sárvár an den Folgen

einer Lungenentzündung. Der Tod und die Rückkehr der sterblichen Hülle des alten Königs wird

von ultrakonservativen Kreisen zur politischen Demonstration hochstilisiert. Da für die Bayerische

Staatsregierung ein Staatsbegräbnis nicht in Frage kommt, stellt sich Gustav von Kahr als

Privatperson für die Organisation der Feierlichkeiten zur Verfügung.   Kahr verfolgt zielgerichtet

sein Anliegen, bei den Trauerzeremonien die „Kraft des monarchischen Gedankens“

herauszustellen. Die geplanten Beisetzungsfeierlichkeiten für den abgesetzten König sollen eine

Antwort auf den Trauerzug für den Revolutionär Kurt Eisner werden, der sich am 26. Februar

1919 mit nahezu 100.000 Menschen durch die Straßen Münchens bewegt hatte. Es sollte eine

„Trauerfeier werden, wie sie München und Deutschland noch nie gesehen haben, ein Akt treuer

Huldigung, aber auch Abbitte für das dem König angetane große Unrecht“. 

6. Dezember 1921 – Löwenbräu und Bürgerliches Brauhaus schließen sich zusammen

München * Die wirtschaftlichen Folgen des Ersten Weltkriegs führen zu einer weitreichenden

Neuordnung der Münchner Brauwirtschaft. Die Löwenbräu AG und das Bürgerliche Brauhaus

München fusionieren.   Beide Unternehmen leiden unter den Folgen des Krieges, dem Verlust

wichtiger Exportmärkte, Rohstoff- und Brennstoffmangel sowie stark gestiegenen

Produktionskosten. Besonders deutlich zeigt sich die Krise beim Bürgerlichen Brauhaus: Sein

Bierausstoß ist von rund 219.000 Hektolitern im Braujahr 1912/13 auf nur noch 104.000 Hektoliter

1919/20 zurückgegangen.   Die vor dem Krieg für einen wachsenden Absatz geschaffenen

Produktionsanlagen sind damit nicht mehr ausgelastet. Durch den Zusammenschluss können die

beiden Brauereien ihre Herstellung, Verwaltung und Vertriebsorganisation bündeln, vorhandene

Kapazitäten besser nutzen und ihre Position auf dem Münchner wie auch auf dem überregionalen

Biermarkt stärken.   Am 6. Dezember 1921 wird der Fusionsvertrag unterzeichnet und am 28.

Dezember 1921 zu außerordentlichen Generalversammlungen eingeladen, auf denen die

Aktionäre beider Brauereien dem Vorhaben zustimmen sollen.

24. Juni 1922 – Reichsaußenminister Walther Rathenau wird ermordet

Berlin * Reichsaußenminister Walther Rathenau wird von der Organisation Consul in Berlin

ermordet. 

August 1932 – Die Bayernwehr im Maximilianeum
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Um August 1932:   München-Haidhausen * Die Bayernwehr wird von der Bayerischen Volkspartei

- BVP als Selbstschutzorganisation gegründet worden und belegt auch im Maximilianeum

Räume.

Februar 1933 – Im Kriegerheim ist die Ortsgruppe Giesing der NSDAP untergebracht

München-Obergiesing * An der Ecke Gietl- und Untere Grasstraße, wo heute das

Pfarrzentrum steht, befand sich früher die Wirtschaft Kriegerheim, in der während der NS-Zeit die

Ortsgruppe Giesing der NSDAP“untergebracht ist. Hier finden an den Wochenenden zahlreiche

Appelle und Kundgebungen von NS-Partei-Organisationen statt.    Zuvor dient die Wirtschaft den

Unabhängigen Sozialisten - USPD Giesings als Versammlungs- und Vereinslokal.

29. März 1933 – Ein Ministerialerlass mit Auswirkungen auf die Arbeiter-Sportvereine

Berlin * Ein Ministerialerlass&nbsp;- „betr. Verbot marxistischer Organisationen“ -

ergeht.&nbsp;Er hat auch Auswirkungen auf die Arbeiter-Sportvereine.&nbsp;

20. Juli 1933 – Das Konkordat wird ratifiziert

Rom-Vatikan - Berlin * Das Konkordat zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Deutschen

Reich wird vom - katholischen - Vizekanzler Franz von Papen und vom

Kardinalstaatssekretär Eugenio Pacelli im Vatikan unterzeichnet.       Das Vertragswerk bestätigt

die bestehenden Länderkonkordate mit Bayern, Preußen und Baden und   den Fortbestand der

katholischen theologischen Fakultäten an den Universitäten,   sichert den katholischen

Religionsunterricht an allen Schularten und   die Beibehaltung und Neueinrichtung von

Bekenntnisschulen,   die Freiheit des Bekenntnisses und   der öffentlichen Ausübung der

Religion,   den staatlichen Schutz für Geistliche,    den Schutz des Beichtgeheimnisses und   den

Schutz der katholischen Organisationen.    Außerdem wird die Militärseelsorge und   das eigene

kirchliche Steuerrecht garantiert.        Die Kirche gesteht hingegen den neuen Machthabern nur

wenig zu:       Entpolitisierung des Klerus,   Treueeid der Bischöfe gegenüber dem Deutschen

Reich und seinen verfassungsmäßig gebildeten Regierungen.      Die Reichsregierung macht der

Kirche sehr große Zugeständnisse mit dem Ziel, internationale Anerkennung zu erhalten und die

deutschen Katholiken für die Bewegung zu gewinnen, solange deren Macht noch nicht gefestigt

ist.       Keine der anderen neunzehn Weimarer Regierungen, auch nicht die Koalitionen mit

Zentrumsbeteiligung, war der katholischen Kirche so weit entgegengekommen. 
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12. Juni 1936 – „Das Braune Band von Deutschland“ wird zur Reichsorganisation

München-Maxvorstadt * Dem Verein „Das Braune Band von Deutschland“ wird der Charakter

einer Reichsorganisation verliehen. Er bekommt damit einen quasi-öffentlich-rechtlichen Status.

23. Dezember 1937 – Towia Axelrod wird in der UdSSR verhaftet

UdSSR * Towia Axelrod (Tobias Akselrod) wird im Zuge der stalinistischen Säuberungsaktionen

wegen angeblicher Mitgliedschaft in einer konterrevolutionären terroristischen Organisation

verhaftet. 

1938 – Gleichschaltung des Künstlerhauses

München * Der Münchner Künstlerverein im Zuge der nationalsozialistischen Gleichschaltung

aufgelöst. Sein Vermögen geht auf die „Kameradschaft der Künstler e. V.“ über, die

ausschließlich sogenannte „arische“ Kunstschaffende aus München und dem Umland aufnimmt.  

Die „Kameradschaft der Künstler“ ist Teil der nationalsozialistisch kontrollierten

Reichskulturkammer. Für Künstlerinnen und Künstler ist die Mitgliedschaft in dieser Organisation

Voraussetzung, um ihren Beruf weiterhin ausüben zu dürfen.   Die Auflösung und Enteignung des

Künstlerhaus-Vereins erfolgt aus politischen und ideologischen Gründen und ist Teil der

umfassenden Gleichschaltung des kulturellen Lebens durch das NS-Regime.

26. Juni 1938 – Öffentliche Zustimmung und weitere Nutzung des Synagogen-Geländes

München-Kreuzviertel * Während der Abriss der Hauptsynagoge voranschreitet, feiert die

nationalsozialistische Propaganda die Zerstörung des Gotteshauses. Die NS-Zeitung „Der

Stürmer“ kommentiert den Vorgang am 26. Juni 1938 mit den Worten: „Ein Schandfleck

verschwindet.“   Anders als beim wenige Tage später beginnenden Abriss der evangelischen

Matthäuskirche regt sich gegen die Zerstörung der Synagoge in der Öffentlichkeit kein

nennenswerter Protest. Die Beseitigung des jüdischen Sakralbaus zur Schaffung neuer Verkehrs-

und Freiflächen wird weitgehend widerspruchslos hingenommen.   Der ebenfalls vorgesehene

Abriss des jüdischen Gemeindehauses in der Herzog-Max-Straße 3–5 wird jedoch nicht

umgesetzt. Stattdessen übernimmt das Rasse- und Siedlungshauptamt der SS die Gebäude. Ab

1940 befindet sich dort eine Dienststelle des Lebensborn e. V., einer nationalsozialistischen

Organisation zur Förderung der bevölkerungspolitischen Ziele des Regimes.
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Mai 1945 – Bei der Schutträumung haben die Verkehrswege Vorrang

München * Bei der Schutträumung haben die Verkehrswege Vorrang, sodass bereits erste

Straßenbahnen ihren Betrieb wieder aufnehmen können. Die ersten Straßen werden von

kriegsgefangenen deutschen Soldaten freigelegt. Diese werden unterstützt von

NSDAP-Mitgliedern, die von den US-Besatzern zur Mitarbeit gezwungen werden. Ohne ihre

Mithilfe bekommen sie keine Marken für Lebensmittel.     Das Münchner Stadtarchiv zählt nicht

mehr als 1.500 Menschen, die sich in nennenswertem Umfang am Schutträumen beteiligt haben.

Davon waren etwa 1.300 Männer und 200 Frauen. Von diesen waren wiederum 90 Prozent zuvor

in nationalsozialistischen Organisationen tätig gewesen. 

28. Mai 1945 – Fritz Schäffer wird von den Amerikanern als Ministerpräsident eingesetzt

München * Als erster Bayerischer Ministerpräsident wird auf ' Vorschlag von Kardinal Michael von

Faulhaber der vorletzte Vorsitzende der Bayerischen Volkspartei - BVP, Fritz Schäffer, von den

Amerikanern eingesetzt. Die Amerikaner haben den Kardinal gebeten, ihnen einen geeigneten

Mann für dieses Amt zu nennen.        Fritz Schäffer gehört zu den Gründern der

Christlich-Sozialen Union - CSU, die sich als Nachfolgerin der katholischen Bayerischen

Volkspartei versteht. Mit der CSU“erhält die Kirche eine politische Organisation, die ihre Belange

durchsetzen hilft.   Der Verbindungsmann zwischen Kirche und Partei ist Prälat Georg Meixner,

der als Vorsitzender des kulturpolitischen Ausschusses der CSU fungiert. 

12. Oktober 1949 – Der Gründungskongress des Deutschen Gewerkschaftsbundes

München-Isarvorstadt - Museumsinsel * Mit einem Gründungskongress im Deutschen

Museum wird der Deutsche Gewerkschaftsbund - DGB von 16 Branchengewerkschaften ins

Leben gerufen. Der Bayerische Gewerkschaftsbund - BGB löst sich zuvor als Landesorganisation

auf und geht in den DGB-Bezirk Bayern über. Das „Parlament der Arbeit“ wählt den 74-jährigen

Hans Böckler zu seinen Vorsitzenden.    Mit der Gründung des DGB wird auch die politische

Spaltung der Arbeiterbewegung aus der Weimarer Republik überwunden. Nun gilt das Prinzip der

Einheitsgewerkschaft, also einer parteipolitisch neutralen Organisation, die sich ausschließlich

um Fragen der Arbeitnehmer*innen widmet. 

6. September 1972 – Die Befreiung der israelischen Sportler scheitert
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Fürstenfeldbruck * Der Befreiungsversuch der von der palästinensischen Terrororganisation

„Schwarzer September“ als Geiseln genommenen israelischen Sportler durch die deutsche

Polizei auf dem Fliegerhorst Fürstenfeldbruck scheitert. Am Ende sterben:    11 israelische

Sportler und Betreuer,  ein deutscher Polizist,  sowie fünf der Attentäter.    Das Ereignis gilt als

eines der einschneidendsten Terror-Attentate der Nachkriegsgeschichte und prägt die

Wahrnehmung der Olympischen Spiele nachhaltig.

30. Januar 1980 – Wehrsportgruppe Hoffmann als terroristische Organisation verboten

Bonn * Bundesinnenminister Gerhard Baum verbietet die Wehrsportgruppe Hoffmann als

terroristische Organisation. 

3. August 1988 – Erörterungstermin wird vorzeitig beendet

Neunburg vorm Wald * Nach 23 Tagen erklärt das Bayerische Staatsministerium für

Landesentwicklung und Umweltfragen den Erörterungstermin zur zweiten

Teilerrichtungsgenehmigung vorzeitig für beendet. Vorausgegangen sind anhaltende

Auseinandersetzungen über den Ablauf und eine Protestaktion der Umweltorganisation Robin

Wood, deren Aktivisten gelbe, als Atommüllbehälter gekennzeichnete Fässer in die Stadthalle

rollen.   Die Genehmigungsbehörde begründet die Beendigung mit den wiederholten Störungen.

WAA-Gegner kritisieren dagegen, dass zahlreiche Einwendungen und sicherheitsrelevante

Fragen nicht abschließend behandelt worden seien. Der umstrittene Abbruch beschäftigt später

auch den Bayerischen Landtag. 

1. April 1989 – Bis zu 14 Tage Unterbindungsgewahrsam

Freistaat Bayern * Eine Novelle des Bayerischen Polizeiaufgabengesetzes tritt in Kraft. Sie

verlängert den möglichen richterlich angeordneten Unterbindungsgewahrsam von bislang

höchstens zwei auf bis zu 14 Tage. Betroffene können damit festgehalten werden, um erwartete

Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten von erheblicher Bedeutung zu verhindern.   Die

Staatsregierung begründet die Verschärfung unter anderem mit den Erfahrungen bei den

Auseinandersetzungen um die WAA. Bürgerrechtsorganisationen und Oppositionsparteien

kritisieren die Regelung als unverhältnismäßige „Vorbeugehaft“ und bezeichnen sie als „Lex

Wackersdorf“. 
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26. September 2005 – Antrag zur Wiederaufnahme des Verfahrens zum Wiesn-Attentat

München - Berlin - Wiesbaden * Am 25. Jahrestag des Wiesn-Attentats bringen mehrere

Organisationen, Gewerkschaften und Einzelpersonen, darunter mehrere Münchner Stadträte

sowie Landes- und Bundespolitiker der SPD, im Deutschen Bundestag einen Antrag zur

Wiederaufnahme des Verfahrens ein.     Der Antrag findet  keine politische Mehrheit und wird

vom Bundeskriminalamt - BKA abschlägig beschieden. 

September 2013 – Zahlen über die weltweite Kinderarbeit

Welt * Die Internationale Arbeitsorganisation der Vereinten Nationen - ILO nennt Zahlen über

Kinderarbeit. Darin wird berichtet, dass&nbsp;       168 Millionen Kinder unter 17 Jahren arbeiten

müssen,&nbsp;   davon 85 Millionen unter ausbeuterischen Bedingungen.&nbsp;   73 Millionen

sind jünger als 11 Jahre.      Im Jahr 2013 leben auf der Welt 7,16 Milliarden Menschen.&nbsp;

5. Oktober 2015 – 26 Sexualdelikte wurden angezeigt, darunter zwei Vergewaltigungen

München-Theresienwiese * 26 Sexualdelikte wurden während des Oktoberfestes angezeigt,

darunter zwei Vergewaltigungen, zwei versuchte Vergewaltigungen, sowie exhibitionistische

Handlungen und Beleidigungen auf sexueller Basis, wie etwa Grapschen. Sicherlich gibt es eine

Dunkelziffer, da viele Frauen aus Scham oder falschen Schuldgefühlen auf eine Anzeige

verzichten. Gerade Touristinnen zeigen sexuelle Übergriffe nicht an, sondern wollen einfach

vergessen und heimfahren.     Auf dem Oktoberfest kümmern sich verschiedene

Hilfsorganisationen, die sich in dem Projekt Sichere Wiesn zusammen geschlossen haben, um

sich der Opfer von sexueller Gewalt anzunehmen. 
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